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Abstract 

Seit den 1970er Jahren führt ein grundlegender struktureller 
Wandel der Arbeitsmärkte – einhergehend mit den Folgen der 
Krise – zu Herausforderungen für die europäischen Staaten. 
Diese bestehen vor allem in der Arbeitslosigkeit, die in den 
letzten Jahren in Europa stetig gestiegen ist, und in der Zu-
nahme atypischer, häufig prekärer Beschäftigung.  

Ziel einer solidarischen Arbeitsmarktpolitik muss es sein, 
Arbeitslosigkeit zu bekämpfen und möglichst vielen Menschen 
die Beteiligung am Arbeitsmarkt zu guten Bedingungen zu er-
möglichen. Konkrete Maßnahmen müssen dabei vor dem Hin-
tergrund der nationalen Arbeitsmarktsituation und der länder-
spezifischen Problemlagen entwickelt werden. Erfahrungen 
aus den europäischen Nachbarländern und erfolgreiche Re-
formen bzw. „gute Praktiken“ können helfen, Diskussionen im 
Vorfeld von Reformen zu bereichern und zu strukturieren.  

In diesem Papier wird anhand von konkreten Beispielen ge-
zeigt, in welchen Bereichen der nationalen Politiken „Good 
Practices“ identifizierbar sind.  
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1 Einleitung 
Seit den 1970er Jahren ist ein grundlegender struktureller Wandel der Arbeitsmärkte in den 

Mitgliedstaaten der EU zu verzeichnen. Der Wandel ist Folge eines Anpassungsdrucks, dem die 

nationalen Arbeitsmärkte ausgesetzt sind. Anpassungsdruck entsteht unter anderem durch Glo-

balisierung, verschärftem Wettbewerb der auf internationalen Märkten agierenden Unterneh-

men, technologischem Wandel, demografischen Veränderungen, sektoralem Wandel hin zum 

Dienstleistungssektor, steigender Frauenerwerbstätigkeit und Flexibilisierungsanforderungen 

durch neue Organisationsformen.  

Der strukturelle Wandel der Arbeitsmärkte führt - einhergehend mit den Folgen der Finanz-, 

Wirtschafts- und Staatsschuldenkrise - zu spezifischen Herausforderungen für die europäischen 

Staaten. Eine der größten Herausforderungen besteht in der Arbeitslosigkeit, die in den letzten 

Jahren in Europa stetig gestiegen ist. Derzeit sind 25,7 Millionen Menschen in Europa arbeitslos 

(Eurostat 2014a). Allerdings haben sich die nationalen Arbeitsmärkte im Verlauf der Krise sehr 

unterschiedlich entwickelt: Während vor allem die Krisenländer wie Griechenland und Spanien 

sehr hohe Arbeitslosenquoten von über 25% haben, verzeichnen Länder wie Norwegen, Öster-

reich und Deutschland Werte von knapp über 5% (Eurostat 2014b). 

Eine weitere Herausforderung besteht in dem Wandel der Beschäftigungsverhältnisse. Diesen 

Flexibilisierungsanforderungen entsprechend, ist der Anteil der sogenannten atypischen (vom 

Normalarbeitsverhältnis abweichenden) Arbeitsverhältnisse, also befristete Beschäftigungen, 

Soloselbstständigkeit, geringfügige Beschäftigung, Leiharbeit und Teilzeitbeschäftigungen, in 

der Mehrzahl der europäischen Länder gestiegen. In vielen Ländern – so auch in Deutschland - 

bilden die atypisch Beschäftigten mit einem Anteil von jeweils deutlich über einem Drittel der 

Beschäftigten einen beachtlichen Anteil der Gesamtbeschäftigten (Schulze Buschoff 2011). Auch 

wenn sich summa summarum eine Zunahme atypischer Beschäftigung in Europa abzeichnet, 

sind die Verbreitung einzelner Formen atypischer Beschäftigung sowie sich abzeichnende 

Trends von Land zu Land verschieden. Je nach lohnpolitischer und arbeits- und sozialrechtlicher 

Flankierung ist die Ausweitung atypischer Arbeitsverhältnisse im Ländervergleich weiterhin 

unterschiedlich stark mit der Gefahr einer Prekarisierung von Beschäftigung verbunden. 

Ziel einer solidarischen Arbeitsmarktpolitik muss es sein, Arbeitslosigkeit zu bekämpfen und 

möglichst vielen Menschen die Beteiligung am Arbeitsmarkt zu guten Bedingungen zu ermögli-

chen. In diesem Sinne sollte auf die Schaffung “Guter Arbeit“
1
 hingewirkt werden, d.h. es soll-

                                                           
1
  „Gute Arbeit“ steht für eine Initiative des DGB und seiner Mitgliedsgewerkschaften. Gute Arbeit 

als Leitbild bedeutet: faires Einkommen, berufliche und soziale Sicherheit und ein umfassender 
Arbeits- und Gesundheitsschutz. Weitere Aspekte Guter Arbeit sind ein respektvoller Umgang 
zwischen den Beschäftigten einschließlich der Vorgesetzten, umfassender und klarer Informa-
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ten Qualität und Sicherheit der Arbeitsverhältnisse befördert und Risiken der Prekarisierung 

eingedämmt werden. 

Konkrete Maßnahmen zur Erreichung dieses Zieles müssen dabei vor dem Hintergrund der na-

tionalen Arbeitsmarktlage und der länderspezifischen Problemlagen entwickelt werden. Höhe 

und Struktur der Arbeitslosigkeit sowie Risiken der Prekarisierung von Beschäftigungen basie-

ren auf komplexen Wirkungszusammenhängen, die unter anderem auf die Arbeitsmarktregulie-

rung durch das Arbeitsrecht und den Arbeitsschutz, auf sozialrechtliche Regulierungen, auf das 

Steuerrecht und die Lohn- und Tarifpolitik zurückzuführen sind. Diese Zusammenhänge sind 

wiederum eingebettet in die Kultur, die wohlfahrtsstaatlichen Rahmenbedingungen und die 

Wirtschaftsstruktur eines Landes. Den einen, für alle Länder „richtigen“ Reformkurs kann es 

deshalb nicht geben. Erfahrungen aus den europäischen Nachbarländern und insbesondere 

erfolgreiche Reformen bzw. „gute Praktiken“ können jedoch als Beispiel dienen und helfen, 

Diskussionen im Vorfeld von Reformen zu bereichern und zu strukturieren.  

Nachfolgend soll anhand von konkreten Beispielen gezeigt werden, in welchen Bereichen der 

nationalen Politiken „Good Practices“ identifizierbar sind, an denen sich andere europäische 

Länder orientieren könnten. Da vor allem die Bereicherung der Diskussion um Reformen in 

Deutschland im Fokus stehen soll, wird zunächst ein kurzer Blick auf die Arbeitsmarktlage in 

Deutschland geworfen. 

2 Arbeitsmarktlage in Deutschland  
Die Arbeitsmarktlage in Deutschland hat sich in den letzten Jahren gemessen am Anteil der 

Erwerbstätigen an der erwerbsfähigen Bevölkerung deutlich verbessert. Entsprechend ist ein 

erheblicher Rückgang der Arbeitslosigkeit zu konstatieren. So lag die Arbeitslosenquote in 

Deutschland im Jahr 2005 noch bei 11,7%, während sie im Jahr 2013 nur noch 6,9% betrug 

(Bundesagentur für Arbeit 2014). Von den Arbeitslosen waren 2013 jedoch mehr als ein Drittel 

langzeitarbeitslos, d.h. mehr als eine Million Menschen war länger als ein Jahr ohne Beschäfti-

gung. Die sinkende Arbeitslosigkeit geht einher mit einem grundlegenden Wandel der Beschäf-

tigungsformen, der zu einem relativen Bedeutungsverlust des Normalarbeitsverhältnisses führt. 

So existierten in Deutschland im Jahr 2012 7,41 Mio. geringfügige Beschäftigte, 7,3 Mio. sozial-

versicherungspflichtige Teilzeitbeschäftigte, 2,75 Mio. befristet beschäftigte Arbeitnehmer/innen, 

2,25 Mio. Soloselbstständige und 901.000 Leiharbeitnehmer/innen (DGB 2014: 7).  

                                                                                                                                                                     

 

 

tionsfluss, ausgewogene Arbeitszeiten und gute betriebliche Qualifizierungs- und Entwicklungs-
möglichkeiten. Auch Arbeitnehmermitbestimmung ist elementarer Bestandteil des Leitbilds.  
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Abbildung 1: Atypische Beschäftigung in Deutschland 2000-2012 (in Mio.) 

  
 

Quelle: Eigene Darstellung basierend auf den Daten des Statistischen Bundesamtes (2014) und Berechnun-

gen des DGB (2014, 7). Die Werte der Teilzeitbeschäftigung ab 2011 sind nur bedingt mit den Vorjahren 

vergleichbar, weil die Werte ab 2011 mithilfe einer neuen Methode geschätzt wurden. Unter geringfügig 

Beschäftigten werden Personen gefasst, die entweder ausschließlich oder im Nebenerwerb geringfügig 

beschäftigt sind, aber keine kurzfristig Beschäftigten. Bei den Teilzeitbeschäftigten handelt es sich um so-

zialversicherungspflichtig Beschäftigte mit maximal 20 Wochenstunden. Die Anzahl der befristet Beschäftig-

ten ergibt sich aus Berechnungen des DGB basierend auf Daten der Bundesagentur für Arbeit und des IAB-

Betriebspanels 2012. 

  

Aus Abbildung 1 geht hervor, dass die Anzahl atypischer Beschäftigungen zwischen 2000 und 

2012 deutlich angestiegen ist. Vor allem die Anzahl der Teilzeitbeschäftigten und geringfügig 

Beschäftigten hat zugenommen. 

Die Ausweitung atypischer Beschäftigung ist im europäischen Vergleich mit Blick auf die Lohn-

disparitäten besonders deutlich mit der Gefahr einer weiteren Prekarisierung verbunden (OECD 

2009: 2; Schulze Buschoff 2011: 22). Deutschland weist im europäischen Vergleich mit 22,2% 

einen der höchsten Beschäftigungsanteile im Niedriglohnsektor auf; ein allgemeiner Mindest-

lohn oder eine flächendeckende tarifliche Sicherung bestehen derzeit nicht (Schulten 2013: 131).  
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Abbildung 2 zeigt den Zusammenhang zwischen dem Bezug von Niedriglohn und der jeweiligen 

Beschäftigungsform. 

Abbildung 2: Anteile und Medianstundenlöhne der Niedriglohnbezieher/ innen im 
Oktober 2010 nach der Erwerbsform (in %) 

 

Quelle: eigene Darstellung basierend auf Daten des Statistischen Bundesamtes (2012 a, 18 ff.) Grundge-

samtheit: Personen zwischen 15 bis einschließlich 64 Jahre, die sich nicht in (Aus-)bildung befinden ohne 

Selbstständige, Soldaten und Wehr-/ Zivildienstleistende (Statistisches Bundesamt 2012 a: 5); Niedriglohn-

bezieher/in: Person, die ein Einkommen aufweist, das weniger als zwei Drittel des Medianbruttostundenver-

dienstes entspricht (Statistisches Bundesamt 2012 a: 16); Normalarbeitnehmer/in: Person, die ein sozialver-

sicherungspflichtiges und  unbefristetes Arbeitsverhältnis aufweist, das in Vollzeit oder in Teilzeit mit mehr 

als 20 Stunden pro Woche  ausgeführt wird; atypisch/e Beschäftigte/r: Person auf die mindestens einer die-

ser Punkte nicht zutrifft; beispielsweise Teilzeitarbeitnehmer/ in: Person, die maximal 20 Stunden pro Woche 

arbeitet (Statistisches Bundesamt 2012 a: 5). 

 

Abbildung 2 zeigt, dass fast die Hälfte aller atypisch Beschäftigten einen Niedriglohn bezieht. 

Dagegen beziehen nur 10,8% der in einem Normalarbeitsverhältnis beschäftigten Personen 

einen Niedriglohn. Wird die atypische Beschäftigung weiter nach den einzelnen Beschäftigungs-

formen aufgeschlüsselt, zeigt sich, dass es sich bei über einem Drittel der befristet Beschäftig-

ten, bei über zwei Dritteln der Leiharbeitnehmer/innen und sogar bei über vier Fünfteln der ge-

ringfügig Beschäftigten um Niedriglohnbezieher/innen handelt. Zudem wird durch die Darstel-
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lung der Medianstundenlöhne in den einzelnen Beschäftigungsformen deutlich, dass Normal-

arbeitnehmer/innen im Vergleich zu atypisch beschäftigten Personen einen wesentlich höheren 

Stundenlohn erhalten. Besonders gering ist der Medianstundenlohn bei Leiharbeitnehmer/innen 

und geringfügig beschäftigten Personen. 

3 Beispiele guter Praxis 
Im Folgenden werden bestimmte Arbeitsmarktregularien mit Referenz auf die Situation in 

Deutschland ländervergleichend skizziert. Aufgezeigt werden „Gute Praktiken“ in verschiedenen 

Ländern. Die Beispiele betreffen tarif- und lohnpolitische Regularien (Mindestlohn, Tarifbindung, 

Allgemeinverbindlichkeitserklärungen und Bekämpfung des Gender pay gaps), die Regulierung 

bestimmter Beschäftigungsformen (Minijobs, Leiharbeit und die Arbeit von Hausangestellten), 

arbeitsrechtliche Regulierungen wie Abfindungen bei Kündigungen sowie die Bekämpfung von 

Jugendarbeitslosigkeit. 

3.1 Mindestlohn  
Gesetzlich vorgeschriebene Mindestlöhne haben sich bereits seit langer Zeit in vielen Ländern 

als Instrument der Arbeitsmarktregulierung etabliert. So existiert derzeit in 21 der EU-28-Länder 

ein gesetzlicher Mindestlohn (Schulten 2014: 2), welcher in seiner Ausgestaltung allerdings er-

heblich zwischen den Ländern variiert (Schulten 2013: 126). Deutschland ist eines der wenigen 

Länder, in denen bislang noch kein flächendeckender gesetzlich vorgeschriebener Mindestlohn 

angewendet wurde, sondern lediglich in einigen Branchen Lohnuntergrenzen vorgeschrieben 

waren. Branchenspezifische Mindestlöhne in Deutschland haben Studien zufolge ein positives 

Einkommenswachstum zur Folge (Möller 2012: 187 f.). Sie verhindern eine Lohnausfransung 

nach unten, führen aber auch zu einer Lohnerhöhung oberhalb des angesetzten Mindestlohnes 

(Bosch/ Weinkopf 2013: 402). Zudem sind, entgegen häufig geäußerter Vermutungen, weitest-

gehend keine Beschäftigungsverluste zu verzeichnen (Möller 2012: 187). 

Großbritannien gilt hinsichtlich der Einführung eines Mindestlohnes als positives Beispiel. Am 1. 

April 1999 wurde von der neuen Labour Regierung ein allgemeiner, flächendeckender, gesetzli-

cher Mindestlohn eingeführt. Mit dem National Minimum Wage Act 1998 wurde eine Kommis-

sion institutionalisiert, die Low Pay Commission, welche jährlich Vorschläge für die Anpassung 

des Mindestlohnes gibt und zudem für die Berichterstattung bezüglich der Auswirkungen des 

Mindestlohnes zuständig ist. Die neunköpfige Kommission besteht aus jeweils drei Personen 

mit gewerkschaftlichem, wirtschaftlichem und wissenschaftlichem Hintergrund (Bosch/ Wein-

kopf 2006: 125). Aktuell liegt der Mindestlohn für alle Arbeitnehmer/innen ab dem 21. Lebens-

jahr bei 6,50 Pfund, umgerechnet 8,22 Euro (https://www.gov.uk/national-minimum-wage-rates, 

letzter Zugriff am 20.10.2014). 
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Die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohnes in Deutschland steht bevor. So hat (fast) jede/r 

Arbeitnehmer/in ab dem 1. Januar 2015 Anspruch auf einen Stundenlohn von mindestens 8,50 

Euro brutto (Gesetz zur Stärkung der Tarifautonomie vom 11. August 2014)). Zudem wird es eine 

unabhängige Kommission bestehend aus Gewerkschaften und Arbeitgebern (Amlinger et al., 

2014a: 1) geben, die erstmalig nach Ablauf der Übergangsfrist bis zum 10. Juni 2016 eine An-

passung der Mindestlohnhöhe mit Wirkung zum 1. Januar 2017 beschließt und nachfolgend alle 

zwei Jahre. Alle fünf Jahre wird die Kommission, die aus einem oder einer Vorsitzenden, sechs 

weiteren Mitgliedern mit Stimmrecht und zwei beratenden Mitgliedern aus dem Wissenschafts-

bereich besteht, neu berufen (Gesetz zur Stärkung der Tarifautonomie vom 11. August 2014). 

Allerdings wird es Ausnahmen geben, die bestimmte Personengruppen vom Mindestlohn aus-

schließen (Schulten/ Bispinck 2014: 2). So sind Jugendliche
2
 ohne Berufsabschluss ausgenom-

men (Gesetz zur Stärkung der Tarifautonomie vom 11. August 2014). Auf diese Weise soll ver-

mieden werden, dass junge Menschen aufgrund des Mindestlohnes einen Anreiz sehen, unmit-

telbar nach dem Abschluss der Sekundarstufe I eine Beschäftigung anzunehmen, anstatt eine 

weiterführende Bildung anzustreben. Hinsichtlich des Zusammenhangs zwischen Mindestlöh-

nen und der Ausbildungsbereitschaft von Jugendlichen existieren nur wenige empirische For-

schungsarbeiten (Schulten/ Bispinck 2014: 5). Eine aktuelle Studie aus Großbritannien, die im 

Auftrag der „Low Pay Commission“ vorgenommen wurde, kam zu dem Ergebnis, dass der Min-

destlohn keinen negativen Einfluss auf die Ausbildungsneigung der Jugendlichen hat (Amlinger 

et al. 2014 b: 6 f.). Ein Rechtsgutachten im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung ergab zudem, dass 

die Ausnahme bezüglich der Jugendlichen unter 18 Jahren „sich als nicht folgerichtiges, 

zweckwidriges, ungeeignetes und unverhältnismäßiges Mittel“ (Preis/ Ulber 2014: 2) erweist. 

Auch neun andere europäische Länder
3
 haben Sonderregelungen hinsichtlich der Jugendlichen, 

die sich auf Altersbegrenzungen zwischen 18 und 25 Jahren und teilweise auch auf die Berufs-

erfahrung beziehen. Keines der Länder schließt allerdings die Jugendlichen vollständig vom 

Mindestlohn aus, sondern es gelten spezielle Mindestlöhne, die zwischen 30 und 98% des Stan-

dard-Mindestlohnes betragen. Üblich sind allerdings in der Regel zwischen 80 und 96% (Amlin-

ger et al. 2014 b: 3 f.). 

Eine weitere Einschränkung betrifft Personen, die unmittelbar vor Antritt der neuen Beschäfti-

gung langzeitarbeitslos nach §18 des Dritten Buches des Sozialgesetzbuches waren, da diese im 

ersten halben Jahr des Beschäftigungsverhältnisses keinen gesetzlichen Anspruch auf einen 

Mindestlohn haben (Gesetz zur Stärkung der Tarifautonomie vom 11. August 2014). Hiermit soll 

die nachhaltige Integration von Langzeitarbeitslosen in den Arbeitsmarkt gefördert werden. 

                                                           
2
 In diesem Kontext kommt die Definition des Jugendarbeitsschutzgesetzes nach §2 Absatz 1f. zum Tra-

gen, welche besagt, dass es sich bei Kindern um Personen unter 15 Jahren und bei Jugendlichen um 
Personen, die mindestens 15, aber unter 18 Jahren sind, handelt. 

3
  In den restlichen zwölf EU-28-Ländern gilt der Mindestlohn uneingeschränkt auch für alle Jugendlichen. 

Jedoch handelt es sich dabei um ost- und südeuropäische Länder in denen der Mindestlohn ohnehin re-
lativ gering ist (Amlinger et al. 2014 b: 3).   
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Befürchtet werden Mitnahmeeffekten auf Seiten der Unternehmen, da für sie der Anreiz besteht, 

Langzeitarbeitslose nach maximal sechs Monaten durch neue Langzeitarbeitslose zu ersetzen 

(Schulten/ Bispinck 2014: 6) Darüber hinaus gilt das Mindestlohngesetz nicht für Personen, die 

ein Pflichtpraktikum im Rahmen ihrer Schul-, Berufs- oder Hochschulausbildung absolvieren. 

Zudem findet es keine Anwendung bei Personen, die ein Praktikum von bis zu sechs Wochen zur 

Berufsorientierung, als Studienzulassungsvoraussetzung oder begleitend zu einer Hochschul- 

oder Berufsausbildung leisten, insofern es sich um das erste Praktikum bei dem Ausbildenden 

handelt (Gesetz zur Stärkung der Tarifautonomie vom 11. August 2014). Diese Ausnahme ist 

problematisch zu sehen, da somit weiterhin die Gefahr eines Missbrauchs von Praktikumsplät-

zen im Sinne der Beschäftigung von günstigen Arbeitskräften gegeben ist. Ferner besteht eine 

Ausnahme für Teilnehmer/innen einer Einstiegsqualifizierung, welche im Dritten Buch des So-

zialgesetzbuches in §54a definiert ist (Gesetz zur Stärkung der Tarifautonomie vom 11. August 

2014).  

Die geschilderten Ausnahmen sind insgesamt sowohl in juristischer Hinsicht kritisch zu sehen, 

da Ausnahmen stets mit Diskriminierungen einhergehen als auch in ökonomischer Perspektive, 

da durch die Ausnahmen Anreize bestehen, möglichst Personen zu beschäftigen, die nicht unter 

das Mindestlohngesetz fallen, um Lohnkosten einzusparen (Schulten/ Bispinck 2014: 2). 

Zudem könnte die Kontrolle zur Einhaltung des Mindestlohnes problematisch werden. So soll-

ten neben einer notwendigen personellen Aufstockung des Kontrollorgans – Finanzkontrolle 

Schwarzarbeit (FKS) – auch das Durchsetzungsvermögen der Beschäftigten gegenüber ihren 

Arbeitgebern und Arbeitgeberinnen gestärkt werden. Dieses könnte zum einen durch eine Min-

destlohn-Hotline, wie es sie auch in Großbritannien gibt, aber auch durch die Einführung eines 

Verbandsklagerechtes unterstützt werden, sodass Arbeitnehmer nicht auf Individualklagen zu-

rückgreifen müssen, sondern Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften die Rechte der Beschäf-

tigten durchsetzen können (Schulten/ Bispinck 2014: 13). Auch wenn mit dem Beschluss der 

Einführung des Mindestlohnes ein großer Fortschritt im Hinblick auf die Förderung Guter Arbeit 

erzielt wurde, muss eine umfassende Stärkung des gesamten Tarifsystems weiterhin Ziel blei-

ben. Dies betrifft vor allem eine Erhöhung der Tarifbindung mithilfe von Allgemeinverbindlich-

keitserklärungen. 

3.2 Allgemeinverbindlichkeitserklärungen 
Allgemeinverbindlichkeitserklärungen von Tarifverträgen (AVE) sind für die Tarifvertragsent-

wicklung in Europa von zentraler Bedeutung, da sie in diversen europäischen Ländern eine hohe 

und zudem stabile Tarifbindung gewährleisten (Bispinck 2012: 493). Die AVE stellen somit ein 

Kerninstrument staatlicher Steuerungsmöglichkeiten dar und tragen maßgeblich zur Erhöhung 

der Reichweite eines Tarifvertrages und zur Stabilisierung des Tarifvertragssystems bei (Schul-

ten 2012: 485 f.). 
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Deutschland war das erste europäische Land, welches aufgrund der Tarifvertragsordnung aus 

dem Jahr 1918 über die rechtliche Möglichkeit verfügte, Tarifverträge als allgemeinverbindlich 

zu deklarieren. In den 1950er Jahren entwickelte sich dann ein weitreichendes, von Regierungs-

hilfen unabhängiges Tarifvertragssystem, das eine Tarifbindung zwischen 80 und 90% über 

Jahrzehnte hinweg gewährleistete. Seit den 1990er Jahren ist allerdings ein kontinuierlicher 

Rückgang der Tarifbindung zu verzeichnen. Untersuchungen im Rahmen des jährlich durchge-

führten Betriebspanels des Institutes für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung ergaben, dass im 

Jahr 2012 lediglich für 60% der Beschäftigten in West- und 48% in Ostdeutschland Tarifverträge 

geltend waren. Auf der Ebene der Betriebe traf das sogar nur für 34% in West- und 21% in Ost-

deutschland zu. Auch die allgemeinverbindlichen Branchentarifverträge waren bis Mitte der 

2000er Jahre rückläufig und stagnieren seitdem auf einem niedrigen Niveau. So handelte es sich 

Anfang 2013 lediglich bei 1,7% aller Branchentarifverträge um allgemeinverbindliche (Schulten/ 

Bispinck 2013: 758ff.).  

Als Ursache für den Zerfall des Tarifvertragssystems in Deutschland sind diverse Faktoren anzu-

führen: So hat sich die Struktur des Arbeitsmarktes verändert, atypische Beschäftigungsverhält-

nisse haben zugenommen, neue Unternehmensstrukturen haben sich herausgebildet, die Wett-

bewerbsbedingungen haben sich verschärft und der Grad der gewerkschaftlichen Organisation 

ist zurückgegangen. Diese Veränderungen treffen allerdings auch auf andere europäische Län-

der zu, die über ein Tarifvertragssystem verfügen, das durch eine höhere Stabilität und eine 

weitreichendere Tarifbindung gekennzeichnet ist. So liegt beispielsweise in den Niederlanden, 

Frankreich oder Belgien eine Absicherung der Beschäftigten durch Tarifverträge in 80-90% der 

Fälle vor. In diesen Ländern liegt eine umfangreiche Anwendung von Allgemeinverbindlich-

keitserklärungen vor. Die spezifische Lage des deutschen Tarifvertragssystems findet seine Be-

gründung in dem historisch seit jeher ausgeprägten Verständnis von Tarifautonomie, sodass 

kaum politische Maßnahmen seitens der Regierung unternommen werden, um das Tarifver-

tragssystem zu stützen. Zudem erschweren strenge Voraussetzungen und politische Hürden 

eine umfangreiche Nutzung der Allgemeinverbindlichkeitserklärungen (Schulten/ Bispinck 2013: 

758ff.). So existiert beispielsweise bislang ein 50%-Quorum, welches eine AVE erst möglich 

macht, wenn mindestens die Hälfte aller Arbeitnehmer in tarifgebundenen Unternehmen be-

schäftigt ist (Schulten/ Bispinck 2014: 13).  

Mittlerweile befindet sich die Stärkung des Tarifvertragssystems, welche insbesondere durch 

eine weitreichendere Anwendung der Allgemeinverbindlichkeitserklärungen erzielt werden soll, 

wieder im Fokus der politischen Debatte. So wurden bereits Anfang 2011 unter anderem von 

diversen politischen Akteuren wie den Grünen, der SPD und den Gewerkschaften Reformvor-

schläge gemacht, die zu erfüllenden Voraussetzungen zu reduzieren, um die Umsetzung von 

Allgemeinverbindlichkeitserklärungen zu fördern (Bispinck 2012: 505). Die beschlossene Reform 

des Tarifautonomiestärkungsgesetzes umfasst die Abschaffung des 50%-Quorums, was eine 

erhebliche Erleichterung für eine flächendeckende Umsetzung von Allgemeinverbindlichkeitser-

klärungen darstellt (BMAS 2014: 1). Darüber hinaus sollte allerdings der Abstimmungsmodus im 
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Tarifausschuss dahin gehend verändert werden, dass Anträge nur noch mit einer mehrheitli-

chen Anzahl an Stimmen ablehnbar sind. Momentan sieht der Abstimmungsmodus vor, dass 

die Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbände eine Vetorecht hat, von welchem sie schon 

häufig Gebrauch gemacht haben, um das Votum der eigenen Branchenverbände zu blockieren 

(Schulten/ Bispinck 2014: 13 f.). Ähnlich wie in anderen europäischen Staaten wird auch in 

Deutschland eine stärkere Aktivität und Verantwortung seitens der Regierung notwendig sein 

(Schulten/ Bispinck 2013: 764), um eine verstärkte Nutzung von Allgemeinverbindlichkeitserklä-

rungen umzusetzen, damit nachhaltig die Reichweite und Stabilität des Tarifvertragssystems 

erhöht werden und somit langfristig bessere Rahmenbedingungen für Gute Arbeit geschaffen 

werden können. 

3.3 Gender pay gap 
Das Gehaltsgefälle zwischen Frauen und Männern, auch Gender Pay Gap genannt, stellt immer 

noch eines der zentralen Probleme in der Gleichstellungspolitik dar. Seit 1994, dem Jahr in dem 

erstmals Daten auf EU-Ebene zum geschlechtsspezifischen Lohngefälle vorlagen, hat sich dies 

nicht wesentlich verändert. Auch wenn die Daten aufgrund von Veränderungen in der methodi-

schen Vorgehensweise nicht über die komplette Zeit vergleichbar sind, kann festgestellt werden, 

dass sich die Differenzen zwischen den Brutto-Stundenlöhnen von Männern und Frauen je nach 

Mitgliedsland stark unterscheiden (Klein 2013: 164). 

EU-weit betrug der Verdienstunterschied zwischen Männern und Frauen laut der Berechnungs-

methode der Europäischen Union im Jahr 2011 23% (Statistisches Bundesamt 2012 b: 1; Finke 

2011: 36; Gartner/ Hinz 2009: 558; Busch / Holst 2008: 188). Dieser Wert hat sich seit 1995 (21%) 

nicht wesentlich verändert (Busch/ Holst 2008: 188; Finke 2011: 36; Statistisches Bundesamt 2012 

b: 1). Allerdings handelt es sich um einen unkorrigierten Wert, der bestimmte geschlechtsspezi-

fische Aspekte wie die Berufswahl, die Branchenzugehörigkeit, die wöchentlichen Arbeitsstun-

den und die Erwerbsunterbrechungen nicht berücksichtigt. Messbare Lohndiskriminierung auf 

dem Arbeitsmarkt liegt hingegen vor, wenn Männer und Frauen trotz gleicher Qualifikation, 

demselben Beruf im gleichen Betrieb und identischer Wochenarbeitszeit unterschiedlich ent-

lohnt werden. Werden diese Faktoren berücksichtigt, besteht immerhin noch eine geschlechts-

pezifische Lohndifferenz von etwa 12%. Die Einkommensunterschiede können vor allem da-

durch erklärt werden, dass Frauen in bestimmten Branchen zu einem wesentlich niedrigeren 

Anteil höhere Positionen besetzen als Männer. Erwerbsunterbrechungen aufgrund von Kinder-

erziehung und Angehörigenpflege, welche nachweislich zu erheblichen Lohneinbußen führen, 

prägen vor allem die Erwerbsbiographien von Frauen. Bisherige Studien zeigen, dass sich Er-

werbsunterbrechungen bei Frauen stärker in langfristigen Einkommenseinbußen niederschla-

gen als bei Männern (Ohlert/ Lengfeld 2013: 214 f.). 

Besonders geringe geschlechtsspezifische Lohnunterschiede, die auf Diskriminierungen zurück-

zuführen sind, weisen Frankreich, Schweden und Dänemark auf, was auf verschiedene Ursachen 

zurückzuführen ist. So hat in Frankreich das Leitbild der gleichen Entlohnung von Männern und 
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Frauen eine lange politische Tradition. Bereits nach dem zweiten Weltkrieg wurden diverse 

rechtliche Grundlagen geschaffen, welche die Entgeltgleichheit zwischen Männern und Frauen 

gewährleisten sollen. Schon seit den 1950er Jahren wurden Maßnahmen zur Überprüfung der 

Kriterien zur Entgeltermittlung angewendet, um zu gewährleisten, dass diese geschlechterneu-

tral sind. Ferner wird auf eine fortwährende allgemeine Sensibilisierung aller Arbeitsmarktakteu-

re bezüglich der Problematik einer geschlechtsspezifischen Lohndiskriminierung geachtet (Hal-

wachs 2010: 149 ff.). In Schweden
4
 hingegen existiert eine Behörde für Gleichstellung und 

Chancengleichheit, welche für eine jährliche Bestandsaufnahme des Gender Pay Gaps verant-

wortlich ist. Auch wenn die Arbeitgeber zu einer Berichtserstellung aufgefordert sind, ist die 

Anzahl derjenigen Unternehmen, die eine solche Gehälterübersicht einreichen, eher gering 

(Halwachs 2010: 197). Zudem gibt es ein jährlich durchgeführtes „Salary Mapping“, mit dem 

Ziel Einkommensdifferenzen zwischen den Geschlechtern auf individueller Ebene zu identifizie-

ren und möglichst durch Gehaltserhöhungen zu beheben. Hierbei werden sowohl negative als 

auch positive Unternehmensbeispiele bezüglich der geschlechtsspezifischen Einkommensdiffe-

renzen publik gemacht, sodass ein öffentlicher Druck entsteht, bestehende Gender Pay Gaps zu 

minimieren oder bestenfalls zu schließen. So wird trotz der geringen Beteiligung und einer un-

zureichenden Umsetzung der Berichterstattung seitens der Unternehmen ein Bewusstsein be-

züglich geschlechtsspezifischer Lohndiskriminierungen erzielt. Die Entscheidung in welchem 

Maße die Lohndiskriminierung bekämpft wird, liegt zwar zum großen Teil im Ermessen der 

Unternehmen, dieses wird allerdings durch nationalpolitische Maßnahmen sensibilisiert und 

gelenkt. Zudem haben die Gewerkschaften in Schweden eine sehr aktive Rolle bei der Beratung 

von Arbeitnehmer/innen in Lohnfragen und bieten darüber hinaus Lohnverhandlungskurse an. 

Mithilfe dieser soll ein gleich hoher Lohn von Männern und Frauen bereits zu Beginn der Er-

werbstätigkeit gefördert werden, um somit eine gleichwertige Ausgangslage zu schaffen (Hal-

wachs 2010: 199f.). 

Vor allem aber sind wohlfahrtsstaatliche Leistungen, welche die Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf und insbesondere eine kontinuierliche Erwerbstätigkeit unterstützen, relevant für die Re-

duzierung des Gender Pay Gaps (Halwachs 2010: 227). Ein hoher Grad an Kinderbetreuungs-

möglichkeiten liegt zudem ebenfalls in Frankreich und Dänemark vor, sowie auch die Möglich-

keit vergleichsweise langer kündigungsgeschützter und bezahlter Elternschaftsurlaube. In Frank-

reich sind diese beispielsweise über eine Dauer von bis zu drei Jahren möglich. Auch bezüglich 

der Pflegebedürftigkeit von Angehörigen nehmen Schweden und Dänemark eine Vorbildfunk-

tion ein, da in beiden Ländern diverse stationäre, aber auch vor allem ambulante Betreuungs-

möglichkeiten angeboten werden (Schmid 2014: 75f.). Da Reproduktionsarbeit und die Pflege 

von Angehörigen oftmals von Frauen ausgeübt werden, profitieren vor allem Frauen von der 

besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familie, insbesondere in Hinblick auf die Möglichkeit kon-

                                                           
4
  Die Informationen bezüglich Schweden basieren auf acht qualitativen leitfadengestützten Experteninter-

views, die mit sechs Frauen und zwei Männern geführt wurden (Halwachs 2010: 56, 59f.). 
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tinuierlicher Erwerbsverläufe und den damit verbundenen geringeren Lohneinbußen und besse-

ren Aufstiegsmöglichkeiten. 

Eine graduelle Verringerung des Gender Pay Gaps ist in Deutschland bereits durch die Einfüh-

rung des flächendeckenden Mindestlohnes zu erwarten, da dadurch vor allem eine höhere Ent-

lohnung von Frauen, die häufig in Niedriglohnbranchen erwerbstätig sind, erzielt wird. Darüber 

hinaus werden allerdings auch noch weitere arbeitsmarktpolitische Maßnahmen notwendig 

sein, um die geschlechtsspezifischen Verdienstdifferenzen in einem adäquateren Maße zu redu-

zieren und an das Niveau anderer Länder wie Frankreich, Schweden und Dänemark anzuknüp-

fen. Generell erscheint eine gesetzlich vorgeschriebene Bestandsaufnahme seitens der Unter-

nehmen sinnvoll, um eine einheitliche Datenbasis zu schaffen mit welcher Vergleichswerte über 

Unternehmen, Branchen und die Zeit hinweg existieren und somit auch ein fortwährendes Be-

wusstsein für die Problematik der geschlechtsspezifischen Lohndiskriminierung geschaffen 

wird. Spezifischer sollte gerade aufgrund der hohen Relevanz der horizontalen geschlechtsspezi-

fischen Arbeitsmarktsegregation bei der Erklärung von Verdienstunterschieden zwischen Män-

nern und Frauen, eine Förderung von Frauen in Männerberufen gleichermaßen im Fokus stehen 

wie eine Steigerung des Anteils von Männern in Frauenberufen, um langfristig einen nachhalti-

gen Wandel herbeizuführen. In diesem Kontext dürfte auch eine höhere Entlohnung von Tätig-

keiten in Frauenberufen sinnvoll sein, welche sowohl Männern einen Anreiz bieten könnte, 

einen solchen Beruf zu ergreifen (Busch 2013: 345) als auch zu einer besseren Entlohnung vieler 

Frauen führen würde. Zudem ist ein Ausbau des Betreuungsangebotes für Kinder- und Pflege-

bedürftige unerlässlich, um Erwerbsunterbrechungen zu verkürzen und den Wiedereinstieg in 

den Beruf zu erleichtern.  

3.4 Minijobs 
Angesichts einer dramatischen Fehlentwicklung durch die Ausweitung von „Minijobs“ ist die 

Abschaffung bzw. deutliche Herabsetzung der Geringfügigkeitsgrenze für die Sozialversiche-

rungspflicht, d.h. eine allgemeine Verbeitragung, geboten. Derzeit bedeutet die große Zahl der 

Minijobs deutliche Einnahmeverluste für die Sozialversicherungsträger. Die Gefahr der Alters-

armut ist für geringfügig Beschäftigte gravierend: Minijobs führen zu Armutsrenten. Betroffen 

sind davon in erster Linie Frauen, deren Durchschnittsrente ohnehin geringer als die der Männer 

ist. Die öffentlichen Sozialausgaben steigen entsprechend an, z.B. durch Inanspruchnahme einer 

Grundsicherung. Minijobs sind vor allem für immer mehr Frauen die alleinige Verdienstquelle. 

Dadurch sind diese Arbeitnehmer/innen aber nicht gegen Arbeitslosigkeit versichert und auch in 

der gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung nicht eigenständig abgesichert. Vielen bleibt 

nur die Mitversicherung bei dem/ der Ehepartner/in. Folge davon ist eine dauerhafte existenziel-

le Abhängigkeit von dem/ der Partner/in bzw. von staatlichen Transferleistungen in der Er-

werbsphase und im Alter. In der betrieblichen Praxis stößt trotz Diskriminierungsverbots die 

Wahrnehmung und Durchsetzung von Rechten geringfügig Beschäftigter auf enge Grenzen. Auf 

der Grundlage des Teilzeit- und Befristungsgesetzes gelten zwar für Minijobber/innen die glei-
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chen Arbeitsrechte wie für regulär sozialversicherungspflichtige Vollzeitbeschäftigte, diese wer-

den aber oftmals umgangen, sodass sich vor allem auf Arbeitgeberseite flexibilitäts- und kos-

tenspezifische Vorteile ergeben (Hohendanner/ Walwei 2013: 242). Weiterhin ist davon auszuge-

hen, dass reguläre Beschäftigungsverhältnisse durch Minijobs in erheblichem Maße verdrängt 

werden. Durch „billige“ Minijobber/innen, sind auch Tariflöhne unter Druck, insbesondere 

nachdem 2003 die ursprüngliche Begrenzung auf eine zulässige Höchstarbeitszeit weggefallen 

war. 

Von dem staatlichen System der Alterssicherung waren bis zum 1.1.2013 geringfügig Beschäf-

tigte ausgeschlossen. Seit der Neuregelung 2013 gilt, dass geringfügige Beschäftigungsverhält-

nisse mit einem Verdienst bis zu 450 Euro monatlich in der gesetzlichen Rentenversicherung 

(GRV) nicht mehr versicherungsfrei sind. Auf Antrag ist jedoch eine Befreiung von der Versiche-

rungspflicht möglich, weiterhin gibt es einen Bestandsschutz für bestehende Arbeitsverhältnisse 

und Übergangsfristen bis Ende 2014. Von 2.546.250 geringfügig Beschäftigten, die seit dem 

01.01.2013 bis zum 22.07.2013 einen Minijob annahmen, unterlagen lediglich 574.456 der Versi-

cherungspflicht. Die restlichen 77,43% unterlagen entweder aufgrund von Tatbeständen wie 

dem Vollrentenbezug wegen Alters keiner Rentenversicherungspflicht oder haben sich von die-

ser befreien lassen (BT-Drucksache 17/14530: 63). Somit bedeutet die Neuregelung keine echte 

Verbesserung des sozialrechtlichen Schutzes für Minijobber/innen. 

Insgesamt sollten vor dem Hintergrund der geschilderten Entwicklung keine Maßnahmen ergrif-

fen werden, um geringfügige Beschäftigungsverhältnisse weiter auszuweiten, sondern im 

Gegensatz dazu sollten arbeitspolitische Instrumente entwickelt werden, die eine Eingrenzung 

oder Abschaffung von Minijobs erzielen. 

So wie in Deutschland wurde auch in Frankreich und dem Vereinigten Königreich das Steuer- 

und Abgabensystem im Bereich der niedrigen Einkommen umgestaltet, um die Abgabenbelas-

tung von Personen mit niedrigem Einkommen zu reduzieren und somit die Anreize zur Aufnah-

me einer Arbeit zu erhöhen. Allerdings unterscheidet sich die jeweilige Ausgestaltung der Stra-

tegien in Deutschland, im Vereinigten Königreich und in Frankreich grundlegend voneinander, 

obwohl jedes der Länder Lohnzuschüsse als Instrument nutzt. Zum einen gibt es sowohl in 

Frankreich als auch dem Vereinigten Königreich bereits einen flächendeckenden, gesetzlichen 

Mindestlohn, wodurch klare Stundenlohnuntergrenzen gesetzt werden. Zum anderen existiert in 

beiden Ländern eine Mindestförderschwelle, d.h. dass eine Mindestanzahl an Arbeitsstunden 

bzw. ein Mindesteinkommen vorliegen muss. Auf diese Weise wird gewährleistet, dass keine 

marginalen Beschäftigungen gefördert werden, sondern nur Beschäftigungsverhältnisse mit 

einem bestimmten Arbeitsumfang. In Deutschland hingegen werden im Rahmen der Minijobre-

gelung gerade Arbeitsverhältnisse, die unterhalb bestimmter Einkommensgrenzen liegen, ge-
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fördert. Zudem gibt es in Frankreich weder einen Freibetrag noch eine Freigrenze
5
 hinsichtlich 

der Sozialversicherungen, sondern es werden hingegen Sozialversicherungsbeiträge auf der 

Arbeitgeberseite subventioniert. Dadurch scheint das System in Frankreich nicht nur im Ver-

gleich zu Deutschland weniger Anreize zur Aufnahme von Minijobs zu bieten, sondern auch 

verglichen mit dem Vereinigten Königreich, da dort Freibeträge hinsichtlich der Sozialversiche-

rung in Höhe von umgerechnet etwa 131€ Einkommen wöchentlich existieren, wohingegen es in 

Frankreich weder Freibeträge noch -grenzen gibt (Herzog-Stein/ Sesselmeier 2012: 47 f.). 

Insgesamt kann am Beispiel der Lohnzuschussmodelle in Frankreich und dem Vereinigten Kö-

nigreich gezeigt werden, dass es effektivere Arbeitsmarktinstrumente als die deutsche Minijob-

Regelung gibt, um Verbesserungen hinsichtlich der Beschäftigungs- und Einkommenssituation 

bei einkommensschwächeren Haushalten zu erzielen (Herzog-Stein/ Sesselmeier 2012: 47). 

3.5 Leiharbeit 
Leiharbeit bedeutet, dass Arbeitnehmer/innen bei einem Verleihunternehmen angestellt sind 

und von diesem für einen bestimmten Zeitraum an andere Unternehmen verliehen bzw. „über-

lassen“ werden. Bis Ende der 1960er Jahre war Leiharbeit noch gesetzlich verboten. 1972 trat 

die erste gesetzliche Regelung in Form des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG) in Kraft. 

Die Höchstüberlassungsdauer wurde im Laufe der Jahre sukzessiv von anfangs drei Monaten 

auf letztlich 24 Monate im Jahr 2001 erhöht. Die Begrenzung der Überlassungsdauer und das 

Synchronisationsverbot
6
 wurden im Zuge der Hartz-Reformen Anfang 2003 gänzlich aufgeho-

ben, allerdings im Zusammenhang mit dem Gebot einer gesetzlichen Gleichbehandlung ab dem 

ersten Überlassungstag (Wolters 2008: 8 f.). Von dem Gleichbehandlungsgebot kann jedoch 

abgewichen werden, wenn für Verleihunternehmen ein eigener Tarifvertrag besteht. Mit den 

Hartz-Reformen wurde somit die Möglichkeit geschaffen, dass Leiharbeiter/innen aufgrund der 

tariflichen Regelung ihres Verleihunternehmens trotz Gleichbehandlungsgebots wesentlich we-

niger verdienen als die Stammbeschäftigten im Einsatzbetrieb. Viele Arbeitgeber/innen der Ver-

leihbetriebe haben diese Möglichkeit genutzt und Dumping-Tarifverträge mit arbeitgeberfreund-

lichen Kleinst-Gewerkschaften abgeschlossen. Dass der Abschluss dieser Tarifverträge häufig 

widerrechtlich war, wurde inzwischen durch gerichtliche Urteile bestätigt (z.B. BAG-Urteile zur 

Tariffähigkeit der CGZP, Dezember 2009 und Dezember 2010 (AZ.: 1ABR 19/10)). 

                                                           
5
  Der Unterschied zwischen einem Freibetrag und einer Freigrenze liegt darin, dass bei Überschreiten 

des Freibetrages nur der darüber liegende Betrag abgabenpflichtig wird, während bei der Freigrenze 
zudem auch der darunter liegende Betrag sozialversicherungsrechtlich und steuerlich relevant wird 
(Schewe/ Fischer 2013: 56). 

6
  Bei dem Synchronisationsverbot handelt es sich um das „Verbot, dass das Zeitarbeitsunternehmen die 

Dauer des Arbeitsverhältnisses nicht wiederholt auf die Zeit der erstmaligen Überlassung beschränken 
darf“ (Stolz 2009: 298). 
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Leiharbeit hat in den 1990er Jahren langsam an Bedeutung gewonnen. Ab dem Jahr 2004, mög-

licherweise als Folge der Deregulierung durch die Hartz-Gesetze, nahm die Zahl der Leiharbeits-

verhältnisse sprunghaft zu (Siemund 2013: 52 f.; Kädtler 2014: 449). 

Wurde die Leiharbeit als adäquates Mittel zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit, der Flexibi-

lität und zur Senkung der Arbeitslosigkeit angepriesen, so stellt sich die Realität hingegen so 

dar, dass prekäre Arbeitsbedingungen und ein erheblicher Konkurrenzkampf die Leiharbeitneh-

mer/innen belasten. So findet eine Unterbietungskonkurrenz statt, die vor allem durch Leiharbei-

ter/innen aus anderen Ländern verschärft wird, sodass zwischen Leiharbeiter/innen unterschied-

licher Staatsangehörigkeit mit gleicher, zumeist sehr geringer Qualifikation, erhebliche Einkom-

mensunterschiede vorherrschen (Siebenhüter 2011: 147 f.). 

In jüngster Zeit haben die Mitgliedsgewerkschaften des DGB als DGB-Tarifgemeinschaft über 

verschiedene Tarifverträge in der Leiharbeit mit den Arbeitgeberverbänden iGZ und BAP ver-

handelt. Dabei konnte die DGB-Tarifgemeinschaft für hunderttausende Leiharbeiter/innen deut-

liche Verbesserungen in den Tarifverträgen erreichen. Der Mindestlohn wurde in einer ersten 

Stufe im Westen zum 1. Januar 2014 auf 8,50 Euro, zum 1. April 2015 auf 8,80 Euro und zum 1. 

Juni 2015 auf 9 Euro angehoben. Im Osten steigt der Mindestlohn in der Vertragslaufzeit auf 

8,50 Euro. Der Lohnunterschied zwischen Ost und West wird dabei deutlich reduziert. Oftmals 

werden auch Branchenzuschläge gezahlt, die von der Einsatzdauer und der Entgeltgruppe ab-

hängen. Trotz Mindestlohn und der tariflichen Verbesserungen ist davon auszugehen, dass für 

Leiharbeiter/innen im Vergleich zu den Stammbeschäftigten im Einsatzbetrieb deutliche Lohndif-

ferenzen bestehen bleiben. Vor diesem Hintergrund plant der Gesetzgeber eine Neuregelung im 

AÜG, die vorsieht, dass Leiharbeiter/innen spätestens nach einer Überlassungsdauer von neun 

Monaten beim gleichen Entleiher die gleiche Entlohnung erhalten sollen wie vergleichbare 

Stammbeschäftigte. Weiterhin sieht die geplante Neuregelung vor, die Überlassungshöchstdau-

er auf 18 Monate zu beschränken (Haller/ Jahn 2014: 2 f.). 

Bei der Leiharbeit handelt es sich um den am schnellsten expandierenden Beschäftigungszweig 

in Deutschland, aber auch in anderen westeuropäischen Ländern wie dem Vereinigten König-

reich, den Niederlanden und Frankreich, stellt die Leiharbeit eine relevante Form externer Flexi-

bilität dar. Allerdings existieren erhebliche länderspezifische Differenzen im Hinblick auf die 

Ausgestaltung und Nutzung von Leiharbeit aufgrund unterschiedlicher gesetzlicher Regulierun-

gen (Voss/ Vitols 2013: 1 ff.). 

Ein positives Beispiel stellt in diesem Kontext Frankreich dar. So besteht in Frankreich zum einen 

bereits seit 1972 der Equal Pay Grundsatz, welcher impliziert, dass Leiharbeitnehmer/innen vom 

ersten Tag ihrer Beschäftigung an, die gleiche Entlohnung erhalten wie regulär beschäftigte 

Arbeitnehmer/innen, die eine vergleichbare Qualifikation aufweisen. Zum anderen haben Leih-

arbeitnehmer/innen Anspruch auf einen Prekaritäts-Bonus, welcher 10% des Entgeltes ent-

spricht, um sie für die höhere Arbeitsplatzunsicherheit und die nicht vorhandene Gewinnpartizi-

pation, die in vielen Betrieben für regulär Beschäftigte vorgesehen ist, zu entschädigen. Zudem 
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existieren verschiedene branchenspezifische Qualifizierungsfonds, in welche die Verleiher 2,15% 

der Lohnsumme einzahlen und die zum Beispiel dazu genutzt werden, um Weiterbildungsmaß-

nahmen der Leiharbeitnehmer zu finanzieren. Darüber hinaus gibt es seit 1992 einen Sozial-

fonds, welcher unter anderem Unterstützung in Form von günstigen Darlehen für Leiharbeit-

nehmer/innen, Kinderbetreuungsmaßnahmen und Mobilitätshilfen anbietet (Voss/ Vitols 2013: 

8f.). 

3.6 Abfindungszahlungen 
In Deutschland gibt es keine gesetzliche Anspruchsregelung auf Abfindungszahlungen im Falle 

einer Beendigung des Arbeitsverhältnisses. Die Zahlung einer Abfindung wird nur in etwa 10% 

aller innerhalb eines Jahres beendeten Arbeitsverhältnisse vollzogen. Ihr wohnt eine Entschädi-

gungsfunktion inne, wobei sie meist im Kontext rechtswidriger und somit unwirksamer Kündi-

gungen zum Tragen kommt, um als Arbeitgeber/in beispielsweise zu verhindern, dass der/ die 

Arbeitnehmer/in eine Kündigungsschutzklage erhebt. Allgemein haben Abfindungszahlungen in 

Deutschland zumindest teilweise eine Versorgungs- und Überbrückungsfunktion, um beispiels-

weise für Zeiten der Beschäftigungslosigkeit einen finanziellen Ausgleich zu schaffen. Ferner 

kann in ihr eine präventive Form des Kündigungsschutzes gesehen werden, da Arbeitge-

ber/innen von vorschnellen und unüberlegten Kündigungen abgehalten werden können und 

somit der Erhalt von Arbeitsverhältnissen gefördert wird. Allerdings wird dieser Funktion in 

Deutschland heutzutage kein großer Stellenwert eingeräumt (Zeibig 2012: 162 ff.). 

In Österreich werden zusätzlich zum Kündigungsschutz Abfertigungszahlungen im Falle einer 

Kündigung gewährt. Es handelt sich hierbei um einen gesetzlichen Anspruch, der unabhängig 

von der Beendigungsform zum Tragen kommt, so auch beispielsweise bei Fristablauf oder einer 

Kündigung des/der Arbeitnehmer/in (Zeibig 2012: 93, 166). Diese Form der Abfertigungszahlun-

gen gibt es in Österreich seit dem 01.01.2003 (Zeibig 2003: 118), zuvor galt eine alte Abferti-

gungsregel, die 1921 eingeführt wurde und ein nachträglich gezahltes Entgelt implizierte. Somit 

wies die alte Abfertigungszahlung ähnliche Funktionen auf, wie die in Deutschland gezahlten 

Abfindungen (Zeibig 2003: 167 f.). 

Abfertigungszahlungen nach der neuen Regelung hingegen sind kein Bestandteil des Kündi-

gungsschutzes, da Arbeitgeber die Abfertigungszahlungsbeiträge, anders als noch bei der alten 

Abfertigungszahlung, die einmalig ausgezahlt werden musste, monatlich leisten. Sie dienen 

hauptsächlich der Überbrückung von Beschäftigungslosigkeit und zielen auf eine bessere be-

triebliche Altersvorsorge (Zeibig 2012: 166 ff.). Insgesamt ist die neue Abfertigungsregelung 

gerechter ausgestaltet als die deutsche oder auch die alte Regelung von Abfindungen in Öster-

reich (Zeibig 2012: 169). War die Abfertigungszahlung bei letzterer noch an diverse Bedingungen 

wie beispielsweise eine Mindestdauer des Arbeitsverhältnisses von drei Jahren gebunden 

(Achitz 2003: 24), steht die Abfertigungszahlung nach der neuen Regelung prinzipiell jedem/r 

Beschäftigten im Laufe seines Erwerbslebens zu. Zudem ist der Anspruch im Gegensatz zu 

Deutschland nicht von zufälligen Randbedingungen und dementsprechend von willkürlichen 
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Faktoren abhängig, da in Österreich der Anspruch einheitlich per Gesetz geregelt ist (Zeibig 

2012: 169). Eine solche gesetzliche Normierung von Abfertigungszahlungen trägt zu einer ge-

rechten Arbeitsmarktgestaltung bei, da prinzipiell jedem/r Arbeitnehmer/in der Nutzen zuteil-

wird. 

3.7 Jugendarbeitslosigkeit 
In vielen EU-Ländern sind erhebliche Jugendarbeitslosigkeitsquoten zu verzeichnen, die nur 

zum Teil auf ein unzureichendes Qualifikationsniveau zurückzuführen sind (Brenke 2012: 3). So 

sind die Arbeitslosenquoten der Jugendlichen im Jahr 2011 auch trotz abgeschlossener Ausbil-

dung höher als die der Erwachsenen ohne Ausbildung (Brenke 2012: 8). Auch die Jungakademi-

ker/innenarbeitslosigkeit nimmt 2012 europaweit einen wesentlich höheren Umfang an als die 

Gesamtakademiker/innenarbeitslosigkeit (18% Jungakademiker/innen- im Vergleich zu 6% Ge-

samtakademiker/innenarbeitslosigkeit). Im gleichen Jahr betrug die durchschnittliche Jugend-

arbeitslosigkeitsquote der EU-Länder fast 23%, wobei nur drei der 27 EU-Länder einen Anteil 

von weniger als 10% aufwiesen, hingegen viele Länder weit über dem Durchschnitt lagen. Zu-

dem sind die Jugendarbeitslosigkeitsquoten in fast allen Ländern im Laufe der letzten Jahre 

aufgrund der Wirtschafts-, Finanz- und Eurokrise merklich angestiegen. Deutschland stellt in 

diesem Kontext eine Ausnahme dar, weil die Arbeitslosigkeitsquoten der Jugendlichen hier 

kontinuierlich sinken. Besonders stark betroffen von einer weit über dem Durchschnitt liegenden 

Jugendarbeitslosigkeitsquote und einem drastischen Anstieg sind hingegen Spanien und Grie-

chenland. In beiden Ländern hatte sich die Jugendarbeitslosigkeitsquote von 2008 auf 2012 

verdoppelt auf 53% in Spanien und über 55% in Griechenland (Eichhorst et al. 2013: 2 f.; 15). 

Die positive Entwicklung der Jugendarbeitslosigkeit in Deutschland wird häufig als ein Resultat 

des duales Ausbildungssystems und der damit verbunden praxisnahen Qualifikation betrachtet. 

Auch in anderen Ländern mit praxisorientiertem Ausbildungssystem sind niedrigere Jugend-

arbeitslosigkeitsquoten zu konstatieren (Brenke 2012: 3). In diesem Zusammenhang wird zum 

einen der Vorteil angeführt, dass das sich wandelnde Anforderungsprofil, das von der Wirtschaft 

gefordert wird, unmittelbar in den Prozess der Ausbildung implementiert wird und zum anderen 

arbeitsrelevante Praxiserfahrung bereits während der Ausbildung vermittelt wird. Zudem erfolgt 

die Finanzierung nicht ausschließlich durch den Staat, sondern auch anteilig durch die Unter-

nehmen. Allgemein kann Deutschland in diesem Fall als Vorbild für andere EU-Länder dienen, 

auch wenn das duale Ausbildungssystem in Deutschland aufgrund seiner historisch und kultu-

rell spezifischen Entwicklung nur zum Teil auf andere Volkswirtschaften übertragen werden 

kann (Eichhorst et al. 2013: 10). Kritisch angemerkt werden muss jedoch, dass die relativ niedri-

ge Jugendarbeitslosigkeitsquote in Deutschland auch mit einem beträchtlichen „Übergangsbe-

reich“ einhergeht. In vielen Maßnahmen des Übergangsbereiches werden Jugendliche, die nach 

dem Schulabschluss keinen betrieblichen Ausbildungsplatz finden, häufig unzureichend qualifi-

ziert. Problematisch ist weiterhin die hohe Anzahl von Schulabgängern/innen ohne Abschluss 
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und die Auswahlverfahren vieler Ausbildungsbetriebe, die ausschließlich auf Jugendliche mit 

höheren Schulabschlüssen fokussieren (DGB 2014: 14 f.). 

Auch das schwedische Modell der kontinuierlichen Investition in Bildung, das in dieser Form seit 

den 1990er Jahren existiert, hat einen positiven Einfluss auf die Jugendarbeitslosigkeitsquote, 

da Arbeitslose bei der Suche nach einer neuen Beschäftigung intensiv von den Vermittlungsbe-

hörden unterstützt werden oder – falls eine Vermittlung doch nicht erfolgen sollte – ihnen Mög-

lichkeiten zur beruflichen Weiterqualifizierung offen stehen (Bacher et al. 2013: 109). 

Österreich stellt ebenfalls ein positives Beispiel in Hinblick auf die Jugendarbeitslosigkeit dar, da 

zwischen 2006 und 2011 der Anteil an 16- bis 25 Jährigen, die sich weder in einer (Aus-)bildung, 

im Training oder im Beruf befanden, mit durchschnittlich etwa 8,6% auf einem konstant niedri-

gen Niveau lag (Bacher et al. 2013: 109). 2013 lag die Arbeitslosenquote der 15- bis 25-Jährigen 

bei 7,9% (Bosch 2013: 7). Das ist vor allem darauf zurückzuführen, dass in Österreich ebenfalls 

ein duales Ausbildungssystem existiert (Esser 2013: 12) und es sich bei Jugendlichen um die in 

Österreich am stärksten geförderte Personengruppe handelt. Zum einen ist die Arbeitsmarktpoli-

tik dort auf jene Personen fokussiert, die lediglich über einen Pflichtabschluss verfügen, zum 

anderen besteht eine Ausbildungsgarantie für Jugendliche. So können alle Jugendlichen, die 

nach Beendigung der Schulpflicht keinen betrieblichen Ausbildungsplatz finden, eine gleichwer-

tige staatlich finanzierte Lehre in einer überbetrieblichen Lehrinstitution absolvieren (Bacher et 

al. 2013: 127). 

3.8 Hausangestellte 
Der Bereich haushaltsnaher Dienstleistungen hat in den letzten Jahren immer mehr an Bedeu-

tung gewonnen. Auf der einen Seite hat die steigende Frauenerwerbstätigkeit zu einer Verlage-

rung von der Reproduktions- zur Erwerbsarbeit geführt, die zu einem erhöhten Bedarf an Unter-

stützung hinsichtlich der Haushaltsarbeit geführt hat. Zum anderen wird dies zusätzlich verstärkt 

durch Prozesse der demografischen Alterung und der damit verbundenen höheren Anzahl an 

Personen, die zwar in einem eigenen Haushalt leben, aber auf Hilfe und Unterstützung angewie-

sen sind. Aber trotz der Beitrags- und Meldepflichten, wird die Mehrheit der Hausangestellten 

illegal beschäftigt, was vermutlich zu großen Teilen mit prekären Arbeitsbedingungen einher-

geht, da die Arbeitsverhältnisse in keiner Weise geschützt sind (Gottschall/ Schwarzkopf 2010: 

11 f.). Besonders prekäre Arbeitsbedingungen sind möglich, wenn es sich zudem um Personen 

ohne deutsche Staatsangehörigkeit oder sogar ohne Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis handelt, 

was innerhalb der unangemeldeten Beschäftigungen vielfach der Fall zu sein scheint. Es ist zu-

dem sowohl in ordnungs- und fiskalpolitischer Hinsicht wichtig den Anteil unangemeldeter 

Haushaltsbeschäftigung drastisch zu reduzieren als auch im Hinblick auf die Arbeits-, Sozial- und 

Familienpolitik relevant, haushaltsnahe Dienstleistungen zu vereinheitlichen und vor allem die 

mit ihr verbundenen Arbeitsbedingungen zu verbessern (Gottschall/ Schwarzkopf 2010: 12). 

Diskutiert wird in diesem Kontext die Einführung von Haushaltsscheck-Systemen, welche sich 

schon in mehreren Ländern als effektive Maßnahme zur Regulierung haushaltsnaher Dienstleis-
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tungen erwiesen haben. Exemplarisch soll im Folgenden jeweils die Vorgehensweise in Frank-

reich und Belgien skizziert werden. 

In Frankreich gibt es seit 1993 das Haushaltscheckverfahren, das so genannte Cheque Emploi 

Service Universel (CESU), welches mehrfach überarbeitet und vereinfacht wurde und seit Mitte 

2005 in der aktuellen Variante besteht. So muss ein Haushalt, bevor er Haushaltsdienstleistun-

gen in Anspruch nehmen kann, eine geeignete Person finden und daraufhin ein spezielles 

Scheckheft bei der jeweiligen Hausbank erwerben, das eigens zum Zwecke dieses Arbeitsver-

hältnisses genutzt wird. Zudem erhält er dort einen normierten Arbeitsvertrag und eine Über-

sicht der wichtigsten Regeln. Der Arbeitsvertrag basiert auf dem nationalen Tarifvertrag, wo-

durch unter anderem die Zahlung des Mindestlohnes, der Arbeitsschutz und ein Anspruch auf 

alle Sozialversicherungsleistungen gewährleistet sind. Wenn die Wochenarbeitszeit allerdings 

acht Stunden pro Woche übersteigt oder eine jährliche Arbeitsdauer von vier Wochen über-

schritten wird, ist der Abschluss eines gewöhnlichen Arbeitsvertrages erforderlich, was auf der 

Seite des Arbeitgeberhaushaltes zu einem bürokratischen Mehraufwand führt. Das Haushalts-

schecksystem hat vor allem den Zweck die Arbeitslosenversicherung zu entlasten, indem ein 

Arbeitsanreiz für Personen mit geringer Qualifizierung geschaffen und eine unkomplizierte Ab-

wicklung für die Anbieter ermöglicht wird. Übergeordnet besteht das Ziel die Haushaltsange-

stellten in das Sozialversicherungssystem zu integrieren. Allerdings bleibt zu kritisieren, dass die 

Umsetzung der Arbeitsbedingungsrichtlinien für Hausangestellte kaum kontrolliert wird (Pape 

2010: 5 ff.). 

Ein weiteres Beispiel für eine gelungene Regelung bezüglich der Hausangestellten stellt Belgien 

dar. Hier gibt es seit 2003 das Service Ticket-System, welches auf arbeitsmarkt- und auf fami-

lienpolitischen Überlegungen basiert. Das belgische Modell soll zum einen zusätzliche Arbeits-

plätze schaffen, zum anderen nicht angemeldete Beschäftigung minimieren und eine bessere 

Vereinbarkeit bezüglich Erwerbsarbeit, Familie und Haushalt ermöglichen. Die Haushalte erwer-

ben bei einem privaten Unternehmen namens Sodexo, das vom Staat beauftragt wurde, Dienst-

leistungschecks, die jeweils den Wert von einer Arbeitsstunde (7,50 Euro) haben und lösen diese 

wiederum bei einem staatlich zertifizierten Dienstleistungsanbieter ihrer Wahl ein. Somit fun-

giert der Haushalt nicht selbst als Arbeitgeber, sondern nimmt lediglich eine Dienstleistung in 

Anspruch, wodurch er auch keinen Arbeitgeberpflichten (wie z.B. der einer Kündigung) nach-

kommen muss und sein bürokratischer Aufwand gering bleibt. Zudem erhält er einen staatli-

chen Zuschuss pro Check, welcher dementsprechend seine Steuerlast verringert. Die Tätigkei-

ten, welche unter das Scheckverfahren fallen, sind begrenzt. So umfassen sie lediglich Putz-

arbeiten, Fahrerdienste und Wäschepflege. Die Arbeitszeit pro Woche beläuft sich zwischen 10 

und 38 Stunden, wovon mindestens drei Stunden pro Tag abgeleistet werden müssen. Das 

Arbeitsverhältnis basiert auf der national vorliegenden Arbeitsgesetzgebung und einem gewerk-

schaftlich vereinbarten Tarifvertrag und ist sozialversicherungspflichtig. Zudem besteht ein An-

spruch auf eine 4%ige Jahresendzahlung, eine teilweise Transportkostenerstattung und Weiter-

bildungsmaßnahmen. Anzumerken bleibt allerdings, dass das Service Ticket-System lediglich 
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wegen der erheblichen staatlichen Subventionierung funktioniert und dass die Kontrollmaß-

nahmen auch in Belgien einer Ausweitung bedürfen (Pape 2010: 7-10). 

4 Fazit 
Charakteristisch für die Arbeitsmarktentwicklung in Deutschland in den letzten Jahren ist ein 

deutlicher Rückgang der Arbeitslosigkeit bei gleichzeitiger Verfestigung der Langzeitarbeitslo-

sigkeit und Wandel der Beschäftigungsformen unter anderem in Form einer Zunahme von aty-

pischen, oftmals prekären Beschäftigungsverhältnissen. Ziel einer solidarischen Arbeitsmarkt-

politik muss es sein, möglichst vielen Menschen die Beteiligung am Arbeitsmarkt zu ermögli-

chen – dies jedoch zu guten Bedingungen. Nicht nur die Quantität bzw. die Zahl der Arbeitsver-

hältnisse, sondern die Qualität der Beschäftigung sollte – im Sinne der Umsetzung des Leitbil-

des der „Guten Arbeit“ – wieder stärker in den Fokus der arbeitsmarktpolitischen Diskussionen 

rücken. Erfahrungen aus den Nachbarländern und erfolgreiche Reformen bzw. „gute Praktiken“ 

können die arbeitsmarktpolitischen Diskussionen hierzulande um mögliche Wege der Schaffung 

Guter Arbeit bereichern. 

Die im Rahmen dieses Discussion Papers dargestellten Regulierungsansätze aus den anderen 

europäischen Ländern unterstützen maßgeblich die Stärkung eines Leitbildes von Guter Arbeit. 

Auch wenn zu beachten bleibt, dass die jeweiligen Regulierungsmaßnahmen im Kontext natio-

nalspezifischer Rahmenbedingungen zum Tragen kommen und aus diesem Grund nicht iden-

tisch auf die deutschen Verhältnisse übertragen werden können, stellen die Regulierungsmaß-

nahmen der anderen Länder zumindest eine sinnvolle Anregung dar, die es im Hinblick auf ihre 

Anwendbarkeit in Deutschland zu überprüfen gilt. 

Die deutliche Zunahme von atypischen Beschäftigungsverhältnissen, die häufig mit Niedriglöh-

nen, daraus resultierenden geringen Sozialleistungen und einer hohen Arbeitsplatzunsicherheit 

einhergehen, hat die Entwicklung des deutschen Arbeitsmarktes stärker beeinflusst als in ande-

ren EU-Ländern. In diesem Kontext stellt sich die Frage, inwiefern insbesondere die Arbeitsbe-

dingungen und die soziale Sicherung atypisch Beschäftigter verbessert werden können. Der 

erste Schritt zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen, vor allem in Hinblick auf atypische Be-

schäftigung, wird nun mit der bevorstehenden Einführung des gesetzlichen, flächendeckenden 

Mindestlohnes im Jahr 2015 vollzogen. Durch die Einführung eines flächendeckenden Mindest-

lohnes sind zudem positive Effekte bezüglich des Gender Pay Gaps zu erwarten, da Frauen häu-

fig im Niedriglohnsektor arbeiten. 

Auch die laut Koalitionsvertrag beabsichtigte Ausweitung von Allgemeinverbindlichkeitserklä-

rungen von Tarifverträgen (AVE) ist von entscheidender Bedeutung für die Stabilisierung der 

Tarifvertragsentwicklung und damit für die Sicherung guter Arbeitsbedingungen. Weitere Re-

formen werden nötig sein, um die Arbeitsmarktsituation der Beschäftigten nachhaltig zu verbes-

sern. Nötig wären Korrekturen der schwerwiegenden Fehlentwicklungen im Bereich der Mini-
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jobs. Erforderlich wären weiterhin Maßnahmen zur Reduzierung der Langzeitarbeitslosigkeit 

und vermehrte Investitionen in Bildung bzw. Schritte zur Verbesserung der Zugangsmöglichkei-

ten zu Weiterbildungsmaßnahmen. Vor allem die Stärkung von Qualifikation, Mitbestimmung 

und sozialer Sicherheit wird maßgeblich zur Schaffung Guter Arbeit beitragen. 
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